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I. Vorbemerkungen 

Der BdB bedankt sich für die Möglichkeit, Stellung zu beziehen zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Regelung von Hilfen für Personen mit psychischen Erkrankungen in Niedersachsen (NPsychKG-E).  

Mit der Neufassung des Niedersächsischen Gesetzes über Hilfen für Menschen mit psychischen 
Erkrankungen (NPsychKG) wird das Gesetz von 1997 vollständig ersetzt und an aktuelle rechtliche, 
fachliche und gesellschaftliche Entwicklungen angepasst. Ziel der Novellierung ist eine umfassende 
Modernisierung, bessere Verständlichkeit sowie die Umsetzung weiterer verfassungsgerichtlicher 
Vorgaben, insbesondere zur Fixierung (BVerfG, 24.07.2018). 

 

II. Stellungnahme 

Mit dem Gesetzentwurf vom 4. November 2025 wird das bislang geltende Gesetz von 1997 
vollständig neu gefasst. Der Entwurf verfolgt grundsätzlich den Anspruch, Selbstbestimmung und 
Inklusion zu stärken und betont den Vorrang freiwilliger, ambulanter Hilfen vor einer Unterbringung. 
Dabei soll die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) stärker berücksichtigt und Zwang auf ein 
Mindestmaß begrenzt werden. Vorgesehen sind außerdem eine ständige Rufbereitschaft der 
Sozialpsychiatrischen Dienste, verbindlichere Kooperationen zwischen Behörden, Kliniken und Polizei 
sowie eine engere Nachsorge nach einer Entlassung. Der BdB begrüßt dabei zahlreiche Änderungen 
und beschränkt sich im Folgenden auf die kritikwürdigen Aspekte des Entwurfs. 

 

§ 4 - Krisendienste (Sozialpsychiatrischer Dienst, Wahrnehmung ärztlicher Aufgaben, 
Aufgabenübertragung) 

Der neu eingefügte § 4 Abs. 5 des Gesetzentwurfs sieht erstmals vor, dass die Landkreise, kreisfreien 
Städte und die Region Hannover eine Koordinationsstelle für psychiatrische Krisensituationen 
außerhalb der regulären Öffnungszeiten bereithalten müssen. Diese 24/7-Krisenkoordination soll – 
telefonisch – den beteiligten Institutionen (Polizei, Rettungsdienste, Einrichtungen) als 
Ansprechstelle dienen. Nach Ansicht des BdB ist das durchaus als ein Schritt in die richtige Richtung 
zu werten, bleibt aber auf eine organisatorisch-koordinierende Funktion beschränkt. Es handelt sich 
nicht um einen umfassenden Krisendienst mit eigenen mobilen Einsatzteams, wie es beispielsweise 
das Bayerische Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz (BayPsychKHG) vorsieht. 

Vor diesem Hintergrund bleibt der niedersächsische Entwurf hinter seinen Möglichkeiten zurück. 
Eine bloße telefonische Koordinationsstelle bietet keine unmittelbare Entlastung in akuten Krisen 
und erreicht Betroffene vermutlich nicht direkt. Aus Sicht des BdB wäre daher zu fordern, dass das 
Land Niedersachsen – analog zu Bayern – einen landesweit erreichbaren, gesetzlich abgesicherten 
24/7-Krisendienst mit mobilen multiprofessionellen Teams einführt. Das würde nicht nur dem 
Leitgedanken des Entwurfs („Hilfe vor Unterbringung“) entsprechen, sondern auch die Betroffenen 
selbst stärken, die Zahl unnötiger Unterbringungen senken und Angehörige sowie Polizei deutlich 
entlasten. Ein solcher Schritt wäre ein echter Systemfortschritt gegenüber der bisherigen, auf 
Bürozeiten beschränkten Struktur des Sozialpsychiatrischen Dienstes. 

 

§ 6 -Verpflichtung zu Hilfen 

Die Verpflichtung zu Hilfen ist ein wichtiger Grundsatz, der hier im Gesetzentwurf formuliert wird. In 
Hinblick auf die Praxis geht dieser noch nicht weit genug. In Anlehnung an §17 Abs 4 SGB I bedarf es 
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hier der konkreten Darlegung und Betonung, dass „Hilfen trotz Betreuung“ stattfinden. Klient*innen 
der rechtlichen Betreuung werden zunehmend von Hilfeanbietern abgewiesen, da aufgrund knapper 
Ressourcen auf die bestehende rechtliche Betreuung verwiesen wird und diese als ausreichende 
Unterstützung angesehen wird. 

§ 7 und § 8 – Zusammenarbeit von Sozialpsychiatrischem Dienst und Anbietern von Hilfe und 
Sozialpsychiatrischer Verbund 

Die Klarstellung der gut vernetzten Zusammenarbeit aller Akteure im Hilfesystem findet hier eine 
gute Aufwertung. Leider wurden einige Akteure nicht erwähnt, die zwingend mit einzubeziehen sind. 
Die Amtsgerichte bzw. deren Amtsrichter und die rechtliche Betreuung sind wichtige Mitwirkende in 
der Abstimmung von sozialpsychiatrischen Handlungsempfehlungen. 

 

§ 27 (Schriftverkehr, Telekommunikation) 

Absatz 1 des § 27 NPsychKG-E gewährleistet untergebrachten Personen das Recht, Briefe frei zu 
versenden und zu empfangen. Für bestimmte besonders geschützte Adressat*innen – darunter 
Gerichte, Staatsanwaltschaften, Rechtsbeistände, Aufsichtsbehörden, parlamentarische Stellen, die 
Landes- und Patientenbeauftragten sowie Institutionen des Menschenrechtsschutzes – besteht ein 
absolutes Verbot jeglicher Einschränkung oder Überwachung. Betreuer*innen werden in dieser 
Aufzählung nicht genannt. Der BdB vertritt die Auffassung, dass diese Berufsgruppe ausdrücklich 
aufgenommen werden sollte, wie es etwa das Bayerische Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz 
(BayPsychKHG) in Art. 24 vorsieht. 

 

§ 30 (Beendigung der Unterbringung) 

§ 30 NPsychKG-E regelt die Beendigung der Unterbringung und beschreibt, unter welchen 
Voraussetzungen eine untergebrachte Person zu entlassen ist. Die Vorschrift verpflichtet die 
Unterbringungseinrichtung außerdem, das Gericht zu informieren, wenn die Voraussetzungen für die 
Unterbringung vorzeitig wegfallen, und ermöglicht es der betroffenen Person, bis zur gerichtlichen 
Entscheidung beurlaubt zu werden. Zudem wird der Sozialpsychiatrische Dienst frühzeitig über eine 
bevorstehende Beendigung der Unterbringung informiert, um notwendige Anschlussmaßnahmen 
vorzubereiten. 

Des Weiteren fehlen hier die Aspekte des bisherigen §28 NPsychKG bezüglich der Möglichkeit der 
Aussetzung der Unterbringung. Hier wurde ein milderes Mittel gestrichen, was es Kliniken 
ermöglicht, gegen Auflagen einen Unterbringungsbeschluss zu pausieren. Dieser wird dann mittels 
Gerichtsbeschluss ausgesetzt bei gleichzeitiger Vorgabe von messbaren Auflagen, wie der 
Medikationseinnahme, Kontrollterminen in der Ambulanz, Wahrnehmen von Terminen beim 
Sozialpsychiatrischen Dienst, etc. Diese Option war bisher wenig bekannt und selten genutzt, aber 
stellt genau diese Art von Flexibilität dar, die alle Beteiligten im System brauchen. Auch wird hier 
dem Grundsatz der Unterbringung als letztes Mittel sehr gut Rechnung getragen. Diese Regelung 
sollte nicht entfallen, sondern ausgebaut und mit konkreten Handlungsanweisungen gefüllt werden, 
wie genau vorzugehen ist. Es würde die Krankenhäuser entlasten und Patienten langwierige 
Dauerunterbringungen ersparen.  

Es wäre nach Ansicht des BdB sinnvoll, die Regelung zur Beendigung und Aussetzung der 
Unterbringung dahingehend zu ergänzen, dass auch eine rechtliche Betreuung - sofern vorhanden - 
zuverlässig und rechtzeitig informiert wird. Eine solche Informationspflicht würde sicherstellen, dass 
Betreuer*innen ihre Unterstützungs- und Fürsorgeaufgaben wahrnehmen können, insbesondere bei 
der Organisation der Anschlussversorgung, der Sicherstellung medizinischer Kontinuität oder der 
Klärung sozialrechtlicher Fragen. 
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§ 36 (Offenlegung durch Datenübermittlung) 

Der neue § 36 Abs. 3 erweitert die Befugnis zur Datenübermittlung an die Polizei und andere 
relevante Stellen, wenn eine entlassene Person nach Einschätzung der Einrichtung ein 
Gefährdungspotenzial gegenüber Dritten aufweist. Damit wird eine neue Schwelle geschaffen, bei 
der medizinische und therapeutische Informationen in sicherheitsbehördliche Kontexte übergehen 
können. Zwar ist keine systematische Datei oder zentrale Meldestelle vorgesehen, doch bleibt der 
Schritt grundrechtlich und ethisch höchst sensibel. 

Ein solcher Informationsfluss kann im Einzelfall nachvollziehbar erscheinen, etwa bei konkreter, 
erheblicher Gefahr. Problematisch ist aber, dass hier unbestimmte Rechtsbegriffe 
(„Gefährdungspotenzial“) verwendet werden, die erhebliche Ermessensspielräume eröffnen. Die 
Entscheidung, ob und wann eine Entlassungsmitteilung erfolgt, hängt somit stark von der subjektiven 
Einschätzung der behandelnden Einrichtung ab. Diese Einschätzungen können zudem durch 
Unsicherheit oder institutionelle Absicherungsinteressen beeinflusst werden. 

Aus Sicht des BdB stellt sich daher die Frage, wie Verhältnismäßigkeit und Transparenz gewahrt 
werden können: 

 Gibt es eine klare gesetzliche Definition der Schwelle, ab der die Polizei informiert werden 
darf oder muss? 

 Ist die betroffene Person (zumindest im Nachhinein) über die Weitergabe informiert? 
 Gibt es gerichtliche oder behördliche Kontrolle über diese Mitteilungen? 

Der Entwurf legt diese Punkte bisher nicht eindeutig fest. Dadurch droht, dass Betroffene zu Unrecht 
als potenzielle „Gefährder“ wahrgenommen werden. Schon die Möglichkeit einer polizeilichen 
Information kann zu Misstrauen und Stigmatisierung führen – insbesondere, wenn sie auf unklarer 
Grundlage erfolgt. 

Der BdB fordert in diesem Zusammenhang: 

 Klarstellung der Voraussetzungen – präzise Definition, wann eine Übermittlung zulässig ist. 
 Transparenzpflicht gegenüber der betroffenen Person. 
 Eine höhere Schwelle für die zu bewertenden Merkmale durch Formulierungen wie 

„dringender Verdacht“ und „erhebliche oder akute Gefährdung“. 
 Das Fachministerium sollte diese Merkmale nicht festlegen müssen. Die Merkmale für 

Gefährder erfordern keine flexiblen Anpassungsmöglichkeiten. Eine konkrete Festschreibung 
im NPsychKG ist notwendig. Es muss klar und direkt im Satz 9 von Absatz 3 beschrieben 
werden, welche Merkmale gemeint sind. Diese müssen transparent und messbar sein, um 
eine ausreichende Klarheit für die Betroffenen und die Krankenhäuser zu schaffen.  

Zwar ist der dieser Regelung zugrundeliegende sicherheitspolitische Gedanke im Ansatz 
nachvollziehbar, steht aber im Widerspruch zu den Zielen des Gesetzes, Selbstbestimmung und 
Inklusion der Betroffenen zu stärken. Die Regelung ist somit mit den Zielen der UN-BRK nicht 
vereinbar. Der staatliche Schutzauftrag, Gefahren für die Allgemeinheit abzuwenden, kann durch 
automatisierte Meldepflichten dazu führen, dass das Sicherheitsbedürfnis über Grundrechte wie 
Datenschutz und Nichtdiskriminierung gestellt wird. Dies birgt die Gefahr, dass betroffene Personen 
pauschal als gefährlich stigmatisiert und strukturell benachteiligt werden. 
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III. Zusammenfassung & Positionen des BdB e.V. 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält wesentliche und inhaltlich überwiegend nachvollziehbare 
Änderungen. Der Verband begrüßt ausdrücklich, dass rechtlicher Betreuung bereits mehr 
Sichtbarkeit und Bedeutung im Gesetz beigemessen wurde. Grundsätzlich bleibt für Krankenhäuser 
und Sozialpsychiatrische Dienste immer die Frage zu klären, wie der Pflicht ,die rechtliche Betreuung 
zu informieren, nachgekommen werden kann. Welche Schritte und Möglichkeiten haben diese 
Anbieter für ihre Informationspflicht und reicht es, wenn der*die Patient*in dazu befragt wird oder 
muss beim Amtsgericht nachgefragt werden? 

Aus Sicht des BdB liegen die zentralen Kritikpunkte jedoch in der vorgesehenen Befugnis zur 
Datenübermittlung an die Polizei, beim Recht auf unbeschränkten und nicht überwachten 
Schriftverkehr sowie bei der Informationspflicht über die Beendigung der Unterbringung. In diesen 
Bereichen sieht der Verband weiterhin Nachbesserungsbedarf. 

Weiterhin kann eine Neugestaltung des NPsychKG nicht losgelöst werden von der Debatte über die 
Bedingungen in psychiatrischen Krankenhäusern (Personalmangel, Platzmangel usw.). Auch muss 
eine bessere ambulante aufsuchende Versorgung gewährleistet werden, will man eine echte 
Verbesserung des Versorgungssystems bewirken. Die zusätzlichen Aufgaben für die 
Sozialpsychiatrischen Dienste im Bereich der Nachsorge, Prävention, ärztliche Zeugnisse zur 
Entscheidung über Hilfen, etc können bei schwindenden Ressourcen vermutlich gar nicht mit Leben 
gefüllt werden. Die sozialpsychiatrischen Dienste sind die wichtigsten Akteure im System, die nun 
noch mehr Verantwortung und Aufgaben bekommen ohne das diese finanziell aufgestockt werden. 
Die fehlende fachärztliche Versorgung und das Wegfallen von Hausbesuchen bei ambulanten, 
niedrigschwelligen Anbietern machen die Sozialpsychiatrischen Dienste oft auch zum einzigen Akteur 
in vielen Gemeinden.  

Weiterer Ausbau (präventiver) Hilfsstrukturen, die Schaffung neuer Strukturen aber auch eine 
bessere Vernetzung der örtlich beteiligten Angebote und Stellen sind dabei essenziell für eine 
funktionierende Versorgungslandschaft.  

Gerade diese Wahlmöglichkeit der „milderen Mittel“ sieht der BdB flächendeckend nicht gegeben. 
Vielmehr kann davon ausgegangen werden, dass auf Zwang zu verzichten und mildere Mittel 
anzuwenden in der psychiatrischen Praxis nicht hinreichend berücksichtigt wird oder entsprechende 
Strukturen ausgebaut worden sind. Der Ansatz, weitestgehend auf Zwangsmaßnahmen zu 
verzichten, kann viele Aspekte aufweisen: Aufsuchende Behandlung, systematischer Einsatz 
milderer Mittel in Krisensituationen, Behandlungsvereinbarungen, Zwangsbefugnisse an 
Genehmigung mit hohen Anforderungen verknüpfen, einrichtungsbezogene Entwicklungspläne, 
Weiterentwicklung von psychotherapeutischen Behandlungsalternativen, Aussetzung von 
Unterbringungen mittels messbarer Auflagen usw. 

Das Potenzial der Nutzung milderer Mittel ist da und sollte stärker genutzt und beforscht werden. Es 
ist ein Baustein auf dem Weg, die psychiatrische Versorgung auf der Basis der Menschenrechte zu 
entwickelt. Denn eine generell sich den Menschenrechten verpflichteten Psychiatrie muss das 
oberste Ziel der Entwicklung darstellen, die vor allem Freiwilligkeit und assistierter Selbstbestimmung 
im Blick hat. Dies erfordert eine Abkehr von defizitorientierten Perspektiven hin zu einem 
ressourcenorientierten Ansatz, der den Willen und die Präferenzen der betroffenen Personen 
konsequent in den Mittelpunkt stellt. Reduktion von Zwang und die konsequente Nutzung milderer 
Mittel werden heute dem „Realitätscheck“ allerdings noch nicht gerecht. Dafür ist eine grundlegende 
Betrachtung aber auch Infragestellung des aktuellen psychiatrischen Versorgungssystems notwendig. 
Eine grundlegende Psychiatriereform ist hierfür erforderlich. 

 

 


